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#ST# Botschaft
des

Bundesrathes an die Bundesversammlung, betreffend Kon-
zession einer Straßenbahn St. Gallen-Tablat.

(Vom 12. Dezember 1884.)

Tit.

Mit Schreiben vom 1. Dezember 1884 suchte Hr. Hermann
Schlatter in St. Gallen um die Konzession zum Bau und Betrieb
einer Straßenbahn St. Gallen-Tablat in folgendem Umfang nach:

1) vom Bahnhof St. Galleu ausgehend durch die Kornhausstraße,
die Leonhardsstraße, den obern Graben, den Markt- und
Theaterplatz und die Rorschacher Straße nach St. Fiden bis
zum „Kreuz" in Neudorf :

2) vom Brühlthor durch die Thorstraße, St. Jakobstraße und
Langgaß bis Heiligkreuz.

Er hat damit den Wunsch verbunden, daß die Angelegenheit
wo möglich noch der gegenwärtig tagenden Bundesversammlung
vorgelegt werde, da die Verhandlungen betreffend die finanzielle
Konsolidirung des Projektes ihrem Abschluß nahe seien, und wenn
die Konzession jetzt ertheilt werde, schon im Frühling 1885 mit
dem Bau begonnen werden könnte.

Dem Gesuch waren neben den in den Artikeln 2, 3 und 4 der
bundesräthlichen Verordnung vom 1. Hornung 1875 zum Bundes-
gesetz vom 23. Dezember 1872 , betreffend den Bau und Betrieb
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der Eisenbahnen (Amtl. Samml. n. F. I, 241) vorgesehenen all-
gemeinen und technischen Nachweisungen beigelegt:

a. ein Beschluß von Landammann und Regierungsrath des Kan-
tons St. Gallen vom 26. November 1884, womit, kraft Be-
schlusses des Großen Rathes vom 21. gleichen Monats und
unter Vorbehalt der Genehmigung der Bundesversammlung,
dem Gesuchsteller die Benutzung der Staatsstraßenstrecken:
a. St. Gallen-Chur vom Hause zum Nothveststein in St. Gallen

bis Neudorf, Gemeinde Tablât, und
b. St. Gallen -Lömmiswyl vom Hause zum Nothveststein in

St. Gallen bis in's Heiligkreuz, Gemeinde Tablât,
bewilligt wurde;

b. eine Erklärung des Herrn Gemeindeammann Müller vom
29. November 1884, womit gesagt wird, daß der Gemeinde-
rath von St. Gallen die nähern Bedingungen festgestellt habe,
unter welchen dieser dem Hrn. H. Schlatter die städtische
Straßenstrecke Bahnhof-Nothveststein zur Anlage einer Straßen-
bahn zur Verfügung stelle, und daß zur Ordnung der An-
gelegenheit nur noch eine formelle Beschlußfassung seitens
desGemeinderathess nothwendig sei.

Gestützt auf diese Aktenlage wurde die im Art. 2 des Bundes-
gesetzes über den Bau und Betrieb der Eisenbahnen vom 23. De-
zember 1872 (Amtl. Samml. XI, 1) vorgesehene konferenzielle
Behandlung der Angelegenheit auf den 8. Dezember angeordnet,
aus welcher der der gegenwärtigen Botschaft angefügte Konzes-
sionsentwurf für eine Straßenbahn St. Gallen-Tablat hervorging, den
wir Ihnen mit dem Antrag zur Genehmigung hiemit vorlegen.

Wir sehen uns dabei zu folgenden besondern Bemerkungen
veranlaßt :

1. Die projektirte Straßenbahn wird nicht bloß das Gemeinde-
gebiet von St. Gallen , sondern auch die Gemarkung von Tablât
berühren. Der Regierungsrath des Kantons St. Gallen hat aber
in einem an unser Eisenbahndepartement gerichteten Schreiben vom
5. Dezember erklärt, es sei eine Bewilligung von Seiten des Ge-
meinderaths Tablât nicht erforderlich, weil daselbst keine Gemeinde-
straßen in Anspruch genommen werden. Wir haben uns mit dieser
Erklärung begnügt, da wir der Ansicht sind, daß, wo die kan-
tonale Regierung die Vertretung der lokalen Interessen übernimmt,
die Bundesbehörden von sich aus keine weitere Nachfrage zu haften
haben.

2. Wie die Bedingungen , unter denen die kantonale Regie-
rung und der Gemeinderath von St. Gallen die Straßen dem Unter-
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nehmer der Straßenbahn zur Verfügung stellen, in den meisten
Punkten denjenigen nachgebildet sind , unter welche die Zürcher
Straßenbahnen durch die Beschlüsse der lokalen und kantonalen
Behörden gestellt wurden, so haben wir in der Form des Entwurfs
der Bundeskonzession uns ebenfalls bestmöglichst an den Bundes-
beschluß betreffend Konzession der Zürcher Straßenbahn vom
3t. Januar 1882 (E. A. S. n. F. VII, 17) angeschlossen. Wir
wollten auch hier der Gestaltung des Unternehmens nach Maßgabe
der lokalen Verhältnisse so wenig als möglich entgegen treten,
unter Aufstellung und Festhaltung immerhin des Satzes , daß die
BundesgeseUe und die weitern Anordnungen der Bundesbehörden
in erster Linie zu beobachten sind.

3. Der Konzessionspetent hatte die Frage aufgeworfen , ob,
da voraussichtlich die Mittel zum Bau vom Ausland geliefert wer-
den, das Domizil der zu bildenden Gesellschaft für den Bau und
Betrieb nicht außer die Schweiz verlegt werden dürfte (Art. 3 des
Konzessionsentwurfs), und ob nicht die Streichung von Art. 4 :

„Die Mehrheit der Mitglieder der Direktion und des Ver-
waltungsraths und des weitern Ausschusses soll aus Schweizer-
bürgeru, welche ihren Wohnsitz in der Schweiz haben, be-
stehen"1,

.aus derselben Erwägung bewilligt werden könnte. Wir glaubten,
weder nach der einen noch der andern Richtung zur Abänderung
von Konzessionsvorschril'ten Hand bieten zu können, welche stereotyp
sind und in eisenbahnpolitischen Erwägungen ihren Grund haben,
welche ihre Bedeutung nicht verlieren, wenn es sieh auch bloß
um die Gründung einer Eisenbahn von untergeordneter Bedeutung
handelt.

4. Auf der andern Seite lehnten wir das Gesuch, bei der
Bundesversammlung utn Ermächtigung zur Konzessionsübertragung
an die zu bildende Gesellschaft nachzusuchen, als unnöthig ab.
Wir hallen dafür, daß eine solche Uebertragung an die vom Kon-
zessionsnehmer zu gründende Gesellschaft nicht nöthig sei, da dieser
Uebergang im Eingang des Konzessiousentsvurfes bereits vorgesehen
ist und in der dem Bundesrath vorbehaltenen Genehmigung der
laut Art. 5 binnen Frist vorzulegenden Statuten die Anerkennung
der zu gründenden Gesellschaft als Rechtsnachfolgerin des Herrn
Schiatte!- in genügender Weise liegen wird.

Was die Gestaltung des Projektes in thatsächlicher Richtung
betrifft, so betont der Konzessionspetent, daß die örtliche Lage von
St. Gallen und Umgebung der Anlage eines Tramway besonders
günstig sei. Zudem werden Straßenbahnen von 8t. Gallen aus nach
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Teufen-Bühler und nach dem Thurgau angestrebt, zwischen denen
der städtische Tramway als natürliches Bindeglied sich einfügen
würde. Die nächste Aufgabe desselben sei aber die Vermittlung
des städtischen Verkehrs und desjenigen der Stadt mit Tablât,
welche Gemeinde in vielfachen geschäftlichen Beziehungen zur Stadt
stehe und die größte bauliche Entwickelung in Aussicht habe.
Allerdings seien einige Steigungen zu überwinden, die den Pferde-
betrieb zu einem etwas schwierigen machen. Gleichwohl nehme
man zunächst diesen in Aussicht. Daneben aber werde die Frage
eines Seilbetriebs nach dem in Highgate-Hill in London eingerichteten
System in Aussicht genommen, wo die Triebkraft von stehenden
Dampfmaschinen ausgehe. (Eine Broschüre, welche die Anlagen
in Highgate-Hill behandelt, liegt bei den Akten.)

Die Länge der Bahn wird sein :
Von St. Gallen nach Neudorf 2650 Meter,
Vom Brühlthor bis Heiligkreuz 2200 „

zusammen 4850 Meter.

Die Spurweite, um einen richtigen Anschluß an die Bahn nach
Teufen und Bühler zu erhalten, soll l Meter sein. Vorläufig sollen
nur Personen und Handgepäck befördert werden; die Ausdehnung
des Zwecks der Unternehmung auf den Vieh- und Güterverkehr
bedürfte weiterer behördlicher Genehmigung. Die größten vor-
kommenden Steigungen werden auf 131 Meter zu 4,80 % auf
36,5 Meter zu 4,65% und auf 140 Meier zu 4 % angegeben. Dei-
Mini malradius ist zu 30 Meter, wie bei der Zürcher Straßenbahn,
angenommen. Auch soll der Oberbau selbst, von der Geleiseweite
abgesehen, durchaus dem der Zürcher Straßenbahn entsprechen.

Die Baukosten endlich sind zu Fr. 420,000 veranschlagt. Zur
Verzinsung des Baukapitals und Deckung der Betriebskosten sollen
Taxen erhoben werden von 15 Kappen für Strecken von 2 Kilo-
meter und weniger, mit einem Zuschlag von 5 Rappen für jeden
weitern Kilometer.

Indem wir den Antrag auf Genehmigung des nachstehenden
Beschlußentwurfs wiederholen, benutzen wir den Anlaß, Sie, Tit.,
unserer vollkommensten Hochachtung zu versichern.

B e r n , den 12. Dezember 1884.

Im Namen des Schweiz. Bundesrathes,
Der Bundespräsident:

Welti.
Der Kanzler der Eidgenossenschaft:

Ringier.
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(Entwurf)

Bundesbeschluß
betreffend

Konzession einer Straßenbahn in St. Gallen.

D i e B u n d e s v e r s a m m l u n g
d e r s c h w e i z e r i s c h e n E i d g e n o s s e n s c h a f t ,

nach Eins icht :
1) einer Eingabe des Herrn Hermann Sch l a t t e r in 8t. Gallen,

-vom 1. Dezember 1884;
"2) eines Beschlusses der Regierung des Kantons St. Gallen, vom

26. November 1884;
3) einer Botschaft des Bundesrathes vom 12. Dezember 1884,

b e s c h l i e ß t :

Dem Herrn Hermann S ch i a t te r in St. Gallen wird zu Händen
einer zu gründenden Aktiengesellschaft die Konzession für den Bau
und Betrieb folgender Straßeneisenbahnen :

1) vom Bahnhof St. Gallen ausgehend durch die Kornhausstraße,
die Leonhardsstraße, den obern Graben, den Markt- und Theater-
platz und die Rorschacherstraße nach St. Fiden, bis zum
„Kreuz" in Neudorf;

2) vom Brühlthor durch die Thorstraße, St. Jakobstraße und
Langgaß bis Heiligkreuz,

unter den in nachfolgenden Artikeln enthaltenen Bestimmungen
ertheilt :

Art. 1. Die jeweiligen, das Eisenbahnwesen betreffenden Bundes-
gesetze und sonstigen Erlasse der Bundesbehörden finden auch auf
die vorgenannte Unternehmung ihre Anwendung, soweit sie in ihren
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Voraussetzungen für die Straßenbahnen zutreffen, und sind dem-
gemäß von den Bundesbehörden zu vollziehen.

Art. 2. Die Konzession wird auf die Dauer von dreißig Jahren,
vom Datum des gegenwärtigen Beschlusses an gerechnet, erthe.ilt.

Art. 3. Der Sitz der Gesellschaft ist in St. Gallen.

Art. 4. Die Mehrheit der Direktion und des Verwaltungsrathes
oder weitem Ausschusses soll aus Schweizerbürgern, welche ihren
Wohnsitz in der Schweiz haben, bestehen.

Art. 5. Binnen einer Frist von sechs Monaten, vorn Datum
des gegenwärtigen Konzessionsaktes an gerechnet, sind die vor-
schriftsgemäßen technischen und finanziellen Vorlagen für das
Unternehmen im Ganzen und die verschiedenen Linien im Einzelneu,
sowie die Statuten der Gesellschaft zur Genehmigung einzureichen..

Die Inangriffnahme der Bauarbeiten hat unmittelbar nach statt-
gefundener Genehmigung der Baupläne und des Finanzausweises zu
geschehen.

Art. 6. Die Vollendung und Inbetriebsetzung der oben unter
Ziffer l und 2 angeführten Linien soll innert 12 Monaten, vom
Datum der Genehmigung der Pläne an gerechnet, erfolgen.

Jede einzelne Linie kann mit Bewilligung der Ortsbehörden
sofort nach ihrer Vollendung in Betrieb gesetzt werden.

Art. 7. Der Bundesrath ist berechtigt, von sich aus oder auf
Begehren des Regierungsrathes auch nach Genehmigung des Tracé
eine Abänderung desselben zu verlangen, wenn eine solche durch
Fürsorge für die Sicherheit des Betriebes geboten ist.

Art. 8. Das ganze Netz wird einspurig ausgeführt, mit Aus-
nahme der als Ausweichstellen nöthigeu doppelspurigen Strecken.

Der Oberbau ist so zu wählen, daß die Befahrung der Geleise
mit Maschinen gefahrlos erfolgen kann.

Art. 9. Die Benutzung der öffentlichen Straßen und Plätze,
sowie der Betrieb der Bahn erfolgen auf Grund des zwischen der
Gemeinde St. Gallen und dem Konzessionär abzuschließenden Ver-
trages , sowie der Vorschriften des Regierungsbeschlusses vom
26. November 1884, soweit die gegenwärtige Konzession nicht
direktj[od er vorbehaltsweise Aenderungen vorsieht.

Art. 10. Den Bundesbeamten, welchen die Ueberwachung der
Bahn hinsichtlich der Bauten oder des Betriebes obliegt, hat die
Bahnverwaltung behufs Erfüllung ihrer Aufgabe KU jeder Zeit Ein-
sicht von allen Theilea der Bahn und des Materials zu gestatten
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und das zur Untersuchung nöthige Personal und Material zur Ver-
fligung zu stellen.

Art. 11. Der Bundesrath kann verlangen, daiJ Beamte oder
Angestellte der Gesellschaft, welche in der Ausübung ihrer Funk-
tionen zu begründeten Klagen Anlaß geben, und gegen welche die
Gesellschaft nicht von sich aus einschreitet, zur Ordnung gewiesen,
bestraft oder nöthigenfalls entlassen werden.

Art. 12. Der Unternehmer wird ermächtigt, für den Trans-
port einer Person bis auf 2 Kilometer eine Grundtaxe von höch-
stens 15 Centimes und für jeden weitern angefangenen Kilometer
einen Zusehlag von 5 Centimes zu beziehen.

Für Kinder unter drei Jahren ist nichts zu bezahlen , sofern
für solche kein besonderer Sitzplatz beansprucht wird.

Handgepäck ist soweit frei, als es ohne Belästigung der Mit-
reisenden untergebracht werden kann ; soweit daf'ür besonderer
Platz in Anspruch genominen wird, so soll die entsprechende Per-
sonentaxe bezahlt werden.

Der Unternehmer hat für jede Linie oder durch wichtige Ver-
kehrspunkte gebildete Sektion einer Linie auf obige Ansätze basirte
Einheitstaxen aufzustellen. Die definitive Festsetzung dieser Taxen
und die allfällige Aufstellung einer Einheitstaxe für das ganze Nete,
mit ermäßigtem Abonnementspreis, ebenso der Zusuhlagsbetrag für
Fahrten außer der normalen Betriebszeit, hat im Einverständnis
mit den lokalen Behörden durch den Regieruugsrath zu geschehen
und unterliegt der Genehmigung des Bundesrathes.

Art. 13. Der Unternehmer ist nur zum Transport von Per-
sonen und Handgepäck verpflichtet. Eine weitere Ausdehnung der
Unternehmung auf den Transport von Waaren und Vieh bedarf
einer besondern Bewilligung durch den ßegierungsrath und einer
Ergänzung der Konzession durch Bundesbeschluß.

Art. 14. Sofern das Aulagekapital sich zu mindestens 8 °/o
verzinst, kann der Unternehmer bei allfälligen Korrektionen von
Theilen der überlassenen Staatsstraßen verhalten werden, an der-
artige Korrektionen im Verhältniß zum Vortheil, welcher durch die-
selben dem Bahnbetrieb erwächst, billige Beiträge zu leisten.

Anstände über die Beitragsquoten entscheidet der Richter.
Ueberdem ist, wenn die Unternehmung drei Jahre nach einander

einen 8 °lo der Kosten für die baulichen Anlagen und den Inven-
tarwerth des vorhandenen Betriebsmaterials übersteigenden Reiner-
trag abwirft, entweder die Zahl der Fahrten angemessen zu ver-
mehren oder es sind die Taxen entsprechend zu erniedrigen.
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Reicht, der Ertrag des Unternehmens nicht hin, die Betriebs-
kosten , einschließlich 5 °/o für Verzinsung und Amortisation des
Anlagekapitals, zu decken, so kann entweder die Zahl der Fahrten
aagemessen vermindert oder es dürfen die im Art. 12 zugestandenen
'Tarifsätze erhöht werden. Der Entscheid hierüber steht den lokalen
Behörden und in letzter Instanz dem Regierungsrath zu.

Beschlüsse betreffend Taxerhöhung bedürfen der Zustimmung
des Regierungsrathes und • der Genehmigung des Bundesrathes.

Verminderung der Fahrten oder Erhöhung der Taxen sind nur
so lange zulässig, als nöthig ist, um die oben genannte Rendite
einzuhalten.

Art. 15. Nach Ablauf der vorliegenden Konzession und durch
die bloße Thatsache dieses Ablaufes tritt der Kanton St. Grallen in
das Eigenthum der Bahn ein.

Die Bahn ist von dem Unternehmer in normalem, betriebs-
fähigem Stande zu hinterlassen oder in solchen herzustellen.

Für allfällige Differenzen in dieser Beziehung bleibt der st. gal-
lische Gerichtsstand begründet, auch wenn der Konzessionär sein
Domizil verlegen sollte.

Die nicht auf öffentlichem Grunde befindlichen baulichen An-
lagen des Unternehmers, sowie seine beweglichen Sachen mit Ein-
schluß von Pferden, Wagen und Maschinen etc., bleiben Eigenthum

•desselben.
Art. 16. Abgesehen von dem im Art. 49 des Beschlusses der

Regierung des Kantons St. Gallen vom 26. November 1884 für den
Kanton St. Grallen und die berechtigte G-emeiude vorbehaltenen
Rückkaufsrecht hat der Bund vom I.Mai 1903 an das Recht, die
Bahn sammt dem Betriebsmaterial und allem Zubehör gegen Ersatz
der Erstellungskosten an sich zu ziehen. Streitigkeiten , welche
über die Feststellung dieser Kosten entstehen, sind durch das Bundes-
gericht zu entscheiden.

Der Bund ist befugt, dieses Rückkaufsrecht auch gegenüber
dem Kanton St. Gallen und den Gemeinden geltend zu machen.

Art. 17. Der Beschluß des Regierungsrathes des Kantons
St. Gallen vom 26. November 1884, womit dieser seinerseits die
Bewilligung zum Bau und Betrieb der eingangs genannten Straßen-
bahnen ertheilt hat, wird unter Vorbehalt der Bestimmungen dieser
Konzession genehmigt.

Art. 18. Der Bundesrath ist mit der Vollziehung dieses Be-
. Schlusses beauftragt.

K*=&*!*3£*>&>
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#ST# Verzeichniß
dar

Mitglieder des schweizerischen Nationalrathes.

(Nach der Integralerneuerung vom 26. Oktober 1884, nebst Nachwahlen.)

Wahl- Geburts- Zürich.
kreise, jähr.

1. 1831 R ö m e r , Melchior, Kantonsrath, Stadtpräsident und
Dr. jur., von und in Zürich.

1834 C r a m e r - F r e y , Konrad, Kaufmann und Kantons-
rath, von Volken, in Enge bei Zürich.

1825 * H e r t e n s t e i n , Wilhelm Friedrich, Bundesrath, von
Kyburg, in Bern.

1838 M e i s t e r , Ulrich, Stadtforstmeister, Oberst und Kan-
tonsrath, von und in Zürich.

1835 Sy f r i g , Arnold, Major und Kaufmann, von Mettmén-
stetten und Thalweil, in Mettmenstetten.

2. 1833 L a n d i s, Heinrich, Oberst und Fabrikant, von und
in Richtersweil.

1833. B u h l e r - H o n e g g e r , J. Heinrich, Fabrikant, von
Hombrechtikon, in Rapperswyl.

1825 B r e n n w a l d , Joh. Jakob, Fabrikant und Kantons-
rath, von Männedorf, in Hombrechtikon.

1823 K e l l e r , Johann Jakob, Fabrikant, von Fischenthal,
in Gibswyl.

Anmerkung. Die in einem spätem Wahlgang gewählten Nationalräthe
sind mit t und die neuen Mitglieder beider Räthe mit * bezeichnet.

Bundesblatt. 36. Jahrg. Bd. IV. 44
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